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Der neue Transatlantikpakt - Jörg Kronauer 
 

Neue Nationale Sicherheitsstrategie der USA zielt auf Neuformierung des transatlantischen 

Pakts auf offen rassistischer, womöglich faschistischer Basis. Kern ist weiter der gemeinsame 

Machtkampf gegen China – nun auch in Lateinamerika. 
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WASHINGTON/BRÜSSEL (Eigener Bericht) – Die neue Nationale Sicherheitsstrategie der 

Vereinigten Staaten zielt auf eine Neuformierung des transatlantischen Bündnisses auf offen 

rassistischer, womöglich faschistischer Basis. Wie es in dem Papier heißt, das gegen Ende 

vergangener Woche veröffentlicht wurde, wünschten die USA zur Erreichung ihrer globalen 

Ziele auch künftig europäische Unterstützung. Allerdings müsse dies auf neuer Grundlage 

geschehen. Weil die Staaten der EU aufgrund ihrer Immigration von einer „zivilisatorischen 

Auslöschung“ bedroht seien, müsse Washington ihnen „helfen“, ihren „gegenwärtigen Kurs 

zu korrigieren“. Ausdrücklich gelobt werden „patriotische Parteien“; zu diesen gehört etwa 

die AfD, die die Trump-Administration offen unterstützt hat. Aus den Regierungsparteien in 

Berlin kommen gemischte Reaktionen. Im Kern des US-Strategiepapiers steht weiterhin der 

große Machtkampf gegen China. Diesen weitet die Trump-Administration nun explizit auf 

Lateinamerika aus. Die Fokussierung auf eine gestärkte wirtschaftliche und militärische US-

Präsenz auf dem Subkontinent bezeichnet das US-Strategiepapier als „Trump-Zusatz“ zur 

Monroe-Doktrin, die Lateinamerika als alleinige US-Einflusssphäre in Anspruch nimmt. 

 

Die Kontrolle der Inselketten 

Die neue Nationale Sicherheitsstrategie der Vereinigten Staaten fokussiert unverändert auf 

den großen Machtkampf der USA gegen die Volksrepublik China. Wie es in dem Dokument 

heißt, müsse Washington den Handel mit China „ausgeglichener“ gestalten und dafür 

sorgen, dass er sich auf „nicht sensible Faktoren“ beschränke, um jegliche Abhängigkeit von 

der Volksrepublik zu vermeiden.[1] Gleichzeitig werde man die US-Militärpräsenz in der 

Asien-Pazifik-Region weiter stärken. Ein Schwerpunkt ist demnach die sogenannte Erste 

Inselkette, die von Japan über Taiwan bis zu den Philippinen reicht; von den Ländern auf ihr 

verlangt Washington noch leichteren Zugang für seine Streitkräfte und eine dramatisch 

gesteigerte Aufrüstung. Speziellen Wert legen die USA auf die Kontrolle Taiwans – „zum 

Teil“, weil die Insel über unverzichtbare Kapazitäten in der Halbleiterproduktion verfüge, 

„vor allem“ aber, weil sie „direkten Zugang zur Zweiten Inselkette“ biete: Kontrollierte 

Beijing Taiwan, hätten die chinesischen Streitkräfte die Option, in den Pazifik mit Kurs etwa 

auf die US-Kolonie Guam auszubrechen, die auf der Zweiten Inselkette liegt. Zudem heißt es 

in dem US-Papier, eine weitere „Herausforderung“ bestehe darin, dass ein Rivale das 

Südchinesische Meer kontrollieren könne – China. 

 

„Trump-Zusatz“ zur Monroe-Doktrin 

Einen Einschnitt bringt die Nationale Sicherheitsstrategie für Lateinamerika. Dort ist in den 

vergangenen zwei Jahrzehnten Chinas Wirtschaftseinfluss dramatisch gestiegen; das Land ist 

heute, nimmt man Mexiko aus, der größte Handelspartner des Subkontinents und hat dort 

massiv in bedeutende Infrastruktur – von Häfen bis zu 5G-Netzen – investiert. In der neuen 

US-Sicherheitsstrategie heißt es jetzt, Washington werde seine „Vorherrschaft“ in der Region 

wieder durchsetzen. Dazu müsse jede Form „feindlichen auswärtigen Eindringens“ gestoppt 

werden.[2] Insbesondere fokussiert das Dokument darauf, die Rohstoffe des Subkontinents 

– darunter immense Lithium-Ressourcen in Argentinien, Bolivien und Chile – unter Kontrolle 

zu bringen.  
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Zudem werde eine stärkere Militärpräsenz in Betracht gezogen, heißt es. In der Karibik 

bauen die Vereinigten Staaten schon jetzt alte und neue Militärstützpunkte aus (german-

foreign-policy.com berichtete [3]). Den Plan, Chinas bedeutende Wirtschaftspräsenz nach 

Möglichkeit wieder aus Lateinamerika zu verdrängen, bezeichnet das US-Dokument als 

„Trump-Zusatz“ („Trump Corollary“) zur Monroe-Doktrin. Die Doktrin, am 2. Dezember 1823 

von US-Präsident James Monroe proklamiert, erklärte ganz Lateinamerika zur exklusiven 

Interessensphäre der Vereinigten Staaten. 

 

Bedeutung verloren 

Deutlich geringere Bedeutung misst die neue Nationale Sicherheitsstrategie dem Nahen und 

Mittleren Osten bei. Jahrzehntelang sei die Region der weltweit bedeutendste Energie-

lieferant gewesen, heißt es in dem Papier. Das sei heute nicht mehr der Fall – dies 

insbesondere, weil die Vereinigten Staaten dank ihrer Fracking-Offensive zum Netto-

exporteur von Energie geworden seien.[4] Man werde sich daher nur noch darum bemühen, 

gegnerischen Mächten dominierenden Einfluss im Nahen und Mittleren Osten zu verwehren. 

Für Afrika sieht die US-Strategie lediglich eine Rolle als Lieferant kritischer Rohstoffe vor. 

 

„Zivilisatorische Auslöschung“ 

Eine offene Kampfansage enthält das US-Dokument gegenüber der EU. Der Anteil von deren 

heutigen 27 Mitgliedstaaten an der globalen Wirtschaftsleistung sei – berechnet nach 

Kaufkraftparität (purchase power parity, PPP) – von 25 Prozent im Jahr 1990 auf nur noch 14 

Prozent im Jahr 2025 zurückgegangen, heißt es in der Nationalen Sicherheitsstrategie.[5] Der 

relative ökonomische Abstieg der EU werde freilich „von der realen und noch bedrohlicheren 

Aussicht auf eine zivilisatorische Auslöschung“ in den Schatten gestellt. Ursache dafür sei 

eine Migrationspolitik, „die den Kontinent umformt und Zwietracht sät“. Dabei verbinde sich 

das mit einer „Unterdrückung der politischen Opposition“ – damit gemeint sind Kräfte der 

äußersten Rechten – und mit einem „Verlust von nationalen Identitäten und 

Selbstvertrauen“. Setzten sich diese Trends fort, dann werde „der Kontinent in 20 Jahren 

oder sogar weniger nicht mehr wiederzuerkennen sein“. Es sei „mehr als plausibel“, dass 

bereits bald „bestimmte NATO-Mitglieder mehrheitlich nicht-europäisch“ seien. Es sei „eine 

offene Frage“, ob sie dann „ihre Stellung in der Welt“ und insbesondere „das Bündnis mit 

den Vereinigten Staaten“ noch weiter aufrechterhalten würden. 

 

„Patriotische Parteien“ 

Dies freilich laufe wichtigen US-Interessen zuwider, heißt es weiter in dem Papier; Europa 

bleibe vor allem „strategisch und kulturell von entscheidender Bedeutung für die 

Vereinigten Staaten“.[6] So seien europäische Technologie und der transatlantische Handel 

eine wichtige Säule „des amerikanischen Wohlstands“; auch strategisch sei „europäische 

Hilfe“ für die USA unverändert von ganz erheblicher Bedeutung. „Wir können es uns nicht 

leisten, Europa abzuschreiben“, konstatiert die US-Sicherheitsstrategie. Also müsse es 

Washingtons Ziel sein, „Europa zu helfen, seinen gegenwärtigen Kurs zu korrigieren“. Europa 

müsse „europäisch bleiben“, „sein zivilisatorisches Selbstvertrauen wiedergewinnen“. Dazu 

gelte es „Widerstand gegen Europas gegenwärtigen Kurs innerhalb der europäischen 

Nationen zu kultivieren“. Deshalb werde man seine „politischen Verbündeten in Europa 

ermutigen“, den „individuellen Charakter“ der „europäischen Nationen“ wieder zu stärken. 

Freilich biete „der wachsende Einfluss patriotischer Parteien in Europa“ schon jetzt „Anlass 

für großen Optimismus“, fährt das Strategiepapier fort. Gemeint ist das Erstarken 

ultrarechter bis faschistischer Kräfte in ganz Europa, das von der Trump’schen Rechten 

systematisch gefördert wird (german-foreign-policy.com berichtete [7]). 
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„Anknüpfungspunkt für verstärkte Kooperation“ 

Die erkennbare Absicht, den transatlantischen Pakt auf offen rassistischer, möglicherweise 

faschistischer Basis in einem Bündnis zwischen der Trump-Administration und Kräften der 

äußersten Rechten in Europa neu zu formieren, stößt bei der AfD auf Beifall. So wird etwa 

der AfD-Europaabgeordnete Petr Bystron mit der Aussage zitiert: „Das ist eine direkte 

Anerkennung unserer Arbeit“.[8] Aus den Parlamentsfraktionen der Regierungsparteien in 

Berlin sind gemischte Stimmen zu hören. So fordert etwa der außenpolitische Sprecher der 

SPD-Fraktion im Bundestag, Adis Ahmetovic, „ein geschlossenes, selbstbewusstes und 

stärkeres Europa“, um sich gegen die Forderung nach einem harten Rechtskurs auch in der 

Bundesrepublik zu behaupten.[9] Der CDU-Außenpolitiker Roderich Kiesewetter warnt 

ebenfalls, „Europa“ dürfe keinesfalls „zum Objekt US-amerikanischer Machtpolitik“ 

werden.[10] Offener gibt sich der außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Fraktion im 

Bundestag, Jürgen Hardt (CDU). „Deutschland und Europa spielen in der Strategie des US-

Präsidenten weiterhin eine zentrale Rolle als Partner“, lobt Hardt: „Somit ist die Strategie 

kein Abgesang, sondern kann vielmehr Anknüpfungspunkt für verstärkte Bemühungen um 

transatlantische Zusammenarbeit sein.“[11] Dies geschähe freilich nach dem Willen der 

Trump-Administration auf ultrarechter Basis, etwa in Kooperation mit der AfD. 
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